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Ausgangssituation
Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 ,In der Herren-
heide‘, 14. Anderung liegt zentral innerhalb des Stadtgebietes der
Stadt Heinsberg westlich des Bahnhofes ,Heinsberg Kreishaus‘ und
nordwestlich des Kreishauses.

Der Geltungsbereich wird im Norden und Nordosten durch den kreis-
bogenférmigen Verlauf der Valkenburger StralRe, durch die Oberbru-
cher Strafde im Stiden und durch die Grundstlicksgrenzen der beste-
henden Bebauung Oberbrucher Strale 68c (Flurstlicke 146, 147)
und Valkenburger Stralde 39b (Flurstiick 208) im Westen begrenzt.
Damit umfasst der Bebauungsplan das Flursttick 25 der Flur 19, Ge-
markung Heinsberg und weist eine GréRe von circa 0,6 ha auf. Die
detaillierte Abgrenzung ist dem zeichnerischen Teil des Bebauungs-
planes im Malf3stab 1:500 zu entnehmen.

Lage und Umgebung

Das Plangebiet umfasst insgesamt eine Parzelle, die mit zwei zwei-
geschossigen Mehrfamilienhausern mit Walmdach in Form von Dop-
pelhausern bebaut ist. Die Gebaude weisen identische Merkmale auf,
sind aber nicht baugleich. Aufgrund ihres Alters und des guten Zu-
standes gelten die Gebaude als erhaltenswert.

Die Mehrfamilienhduser werden von der Oberbrucher Stralle aus
Uber seitliche Zugange erschlossen. Eine unmittelbare Anfahrung
des Grundstiicks von der Oberbrucher Strale ist heute nicht méglich.
Die Gartenflachen werden durch Zaunanlagen teilweise in einzelne
Mietergarten gegliedert. Der bis zum Fruhjahr 2021 vorhandene
Baumbestand wurde vorrangig durch vier groRe Fichten dominiert.
Auffallend waren weiterhin zwei mittelstarke Birken und ein Kirsch-
baum am &stlichen Rand des Plangebietes. Die Gehdlze wurden un-
ter Einbeziehung eines Artenschutzbeauftragten gerodet.

Am nordwestlichen Rand des Plangebietes stehen 8 Fertiggaragen
mit einem Vorbereich in einer Tiefe von circa 7,00 m, der komplett
asphaltiert ist. Die Garagen werden von der Valkenburger Strale aus
erschlossen.

Das Plangebiet wird in Nord-Sid-Richtung von einem 4,00 m breiten
Weg gequert.

Der Gehweg entlang der Oberbrucher Stra’e wird durch einen ca.
2,00 m breiten Grinstreifen von der Fahrbahn getrennt. Auf diesen
Grunflachen befinden sich insgesamt sieben Laubbdume. Der Geh-
weg der Oberbrucher Stralle mindet im Osten in den Gehweg der
Valkenburger StralRe. Die Fahrbahn der Oberbrucher Stral’e endet in
einer Wendeanlage. Damit ist eine Durchfahrung zur Valkenburger
Stralde ausgeschlossen.

Die westlich angrenzenden Garten entsprechen typischen Nutz- und
Hausgarten und weisen keine Auffalligkeiten auf.

Die Oberbrucher Stral3e wird beidseitig durch Hecken, in denen ver-
einzelt Baume integriert sind, gesaumt. Die sldliche Bebauung der
Oberbrucher Stral3e zeichnet sich durch eine eingeschossige, offene
Bauweise vorrangig in Form von Ein- und Zweifamilienhdusern aus.
Die Bebauung der Valkenburger Strale besteht nérdlich des Plange-
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bietes aus eingeschossigen Einfamilienhausern, westlich angren-
zend aus Hausgruppen. Ostlich der ndrdlichen Bestandsbebauung
schlief3t sich eine Grinflache an, die teilweise zur Regenrtickhaltung
genutzt wird. Nordlich dieser Grunflache verlauft in einem Abstand
von circa 45 m zum Plangebiet die Bahnstrecke Heinsberg-Lindern.
Sudostlich des Plangebietes ist die Kreisverwaltung Heinsberg ange-
siedelt.

Das Plangebiet hat keine nennenswerten Hohenunterschiede. Der
héchste Punkt liegt im Nordwesten bei circa 37,70 m tGber NHN, der
tiefste Punkt im norddstlichen Bereich bei circa 36,60 m tiber NHN.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird Gber die vorhande-
nen Strafden vollstandig erschlossen.

Das Plangebiet wird Gber die Valkenburger Stralle mit der Siemens-
stral’e und der Industriestral’e verknlpft, welche das Plangebiet an
die L221 und die L230 anschlieBen und eine Verbindung zum
Uberortlichen Verkehrsnetz schaffen.

Das Plangebiet ist tber die Haltestellen ,Heinsberg-Kreishaus’ in 150
m und ,Heinsberg’ in 450 m Entfernung (Luftlinie) an die Regional-
bahn 33 angebunden. Daruber hinaus besteht mit den Bushaltestel-
len ,Heinsberg-Kreishaus‘ und ,Heinsberg Agentur fir Arbeit' eine An-
bindung an das értliche Busliniennetz.

Betreuungseinrichtungen fur Kinder und Bildungseinrichtungen sind
in der naheren Umgebung vorhanden. Der Kinderspielplatz Carl-Se-
vering-Stral3e in ca. 200 m Entfernung bietet dartber hinaus 6ffentli-
che Spielmdglichkeiten fur Kinder.

Bebauungsplanverfahren

Der Bebauungsplan Nr. 19 ,In der Herrenheide®, 14. Anderung soll im
beschleunigten Verfahren gemal § 13a BauGB aufgestellt werden.
Dieses Aufstellungsverfahren ist zur Wiedernutzbarmachung von
Flachen, zur Nachverdichtung oder fir andere MaRhahmen der In-
nenentwicklung vorgesehen. Formale Voraussetzung hierfir ist ge-
maf § 13a BauGB, dass innerhalb des Bebauungsplanes eine zulas-
sige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als
20.000 m? festgesetzt wird. Da der Bebauungsplan eine Gesamt-
groéflie von 5.989 m? aufweist, kann eine Grundflache von 20.000 m?
nicht Gberschritten werden.

Entsprechend gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Auf die Durchfihrung einer
Umweltprifung und die Erstellung eines Umweltberichtes gemaR §
2a BauGB kann demnach verzichtet werden.

Da durch das beschleunigte Verfahren Eingriffe, die aufgrund der
Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gemafl § 13a
Abs. 2 Nr. 4 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt
gelten, entfallt auch der landschaftspflegerische Fachbeitrag und die
Notwendigkeit von AusgleichsmalRnahmen. Das Verfahren soll mit ei-
ner einstufigen Beteiligung durchgefihrt werden.
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Ubergeordnete Planungen

Der Regionalplan des Regierungsbezirkes Koéln, Teilabschnitt Region
Aachen, stellt in seiner genehmigten Fassung vom 17.06.2003 das
Plangebiet als ,Allgemeinen Siedlungsbereich ASB’ dar.

Der derzeit rechtskraftige Flachennutzungsplan der Stadt Heinsberg
stellt den Bereich des Plangebietes und der ndheren Umgebung als
Wohnbauflachen dar. Stddstlich des Plangebietes im Bereich der
Kreisverwaltung werden Sonderbauflachen dargestellt. Der Entwurf
des neuen FNP mit Stand vom Mai 2022 stellt gegentber dem alten
FNP die Flachen zwischen Valkenburger Strale und Bahnlinie als
Grunflache dar.

Das Plangebiet liegt auerhalb von Landschaftsschutzgebieten.

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebau-
ungsplanes Nr. 19 ,In der Herrenheide‘ 11. Anderung. Dieser Bebau-
ungsplan setzt innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden
Bebauungsplanes ein Allgemeines Wohngebiet mit einer GRZ von
0,4 und einer zwingenden Zweigeschossigkeit fest. Die bestehenden
Griunflachen innerhalb der Oberbrucher Stralle werden als Verkehrs-
griin normiert. Mit der Rechtskraft der 14. Anderung treten die ur-
sprunglichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 19 ,In der
Herrenheide’, 11. Anderung aul3er Kraft.

Ziel und Zweck der Planung
Anlass der Planung

Das Grundstuck bietet sich aufgrund der niedrigen Grundflachenzahl,
die heute bei ca. 0,1 liegt, der daraus resultierenden Mindernutzung
und der Lage im stadtebaulichen Zusammenhang fiir eine mafvolle
Nachverdichtung in Form von Geschosswohnungsbauten an. Zudem
kann mit einer Bebauung entlang der Valkenburger Stral3e die stad-
tebaulich fehlende Raumkante entlang des gekrimmten Stral3enver-
laufes geschaffen werden. Eine derartige Bebauung bewirkt zusatz-
lich Vorteile fur die sudlich gelegenen Aulenbereiche der Bestands-
bebauung, weil diese nicht mehr unmittelbar den Larmimmissionen
der Valkenburger Stral3e und der Bahnstrecke ausgesetzt sind. Ein
entsprechendes Vorhaben wirde dariber hinaus dem aktuellen Be-
darf an Wohnungen entsprechen.

Laut der Wohnungsmarktstudie flir den Kreis Heinsberg, 2019 vom
Landrat und der InWIS Forschung und Beratung GmbH besteht der
héchste Wohnungsbedarf im Kreis Heinsberg ab 2018 u.a. in der
Stadt Heinsberg selbst. GemaR dieser Studie kann die derzeitige
jahrliche Bautatigkeit den jahrlichen Wohnungsbedarf in Heinsberg
nicht decken. Dartber hinaus wird die Nachfrage durch das mehrjah-
rige Wohnraumférderungsprogramm 2018 - 2022 des Ministeriums
fur Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes NRW
mit Runderlass vom 10. Februar 2022 bestatigt. Gemal diesem Pro-
gramm besteht flr Heinsberg im Férderjahr 2022 ein Uberdurch-
schnittlicher Bedarf.

Die Realisierung des Vorhabens entspricht den Zielen einer nachhal-
tigen stadtebaulichen Entwicklung. Sie ist eine MaRnahme der Innen-
entwicklung, da das Vorhaben den bestehenden Siedlungsraum
nachverdichtet. Die Stadt Heinsberg verfolgt mit der Schaffung neuer
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Bauflachen u.a. das Ziel, der Abwanderung junger Menschen entge-
genzuwirken um damit mittel- bis langfristig die Auslastung der be-
reits vorhandenen Infrastruktur sicher zu stellen.

Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept sieht die Erhaltung der Bestandsbebau-
ung an der Oberbrucher Stralle vor. Zusatzlich sind zur Schaffung
einer stadtebaulichen Raumkante entlang der Valkenburger Stralle
bis zu drei Mehrfamilienhauser vorgesehen. Diese Gebaude orientie-
ren sich in der Ausrichtung an der Krimmung der Strale. Wahrend
die Bestandsbebauung in ihrer heutigen Kubatur und Dachform er-
halten werden soll, ist flr die Neubebauung eine eigene unverwech-
selbare Identitat vorgesehen, die sich jedoch beziglich Geschossig-
keit und Bauweise in den Bestand einfligt. So sollen fir die Neube-
bauung maximal zwei Vollgeschosse und eine offene Bauweise fest-
gesetzt werden. Zusatzlich zu den Vollgeschossen wird durch eine
entsprechende Gebaudehdhenfestsetzung ein weiteres Nichtvollge-
schoss ermdglicht, dass maximal 75 % der darunterliegenden Ge-
schossflache Uberdecken darf. Das Dach ist als Flachdach mit einer
extensiven Dachbegriinung auszubilden.

Die festgesetzte Anordnung der Baufenster dient abseits der Orien-
tierung zur Stral’e aullerdem dem Ziel, energetische Aspekte bei der
Hochbauplanung berticksichtigen zu kdnnen. So wird durch die Lage
der Gebaude und durch die Gebaudestellung die Verschattung mini-
miert und fur die neuen Gebaude sichergestellt, dass sie gartenseitig
nach Suden orientiert sind.

Um zu vermeiden, dass der ruhende Verkehr im Innenbereich zwi-
schen den Gebaudezeilen untergebracht wird, sind nérdlich zwischen
den Uberbaubaren Flachen und der Valkenburger Strale Stellplatz-
anlagen vorgesehen. Eine weitere Anlage ist im &stlichen Bereich
des Plangebietes geplant. Fur die Bestandsbebauung an der
Oberbrucher Stral3e wird als Ersatz fur die Garagen an der Valken-
burger Stralie eine Stellplatzanlage zwischen den beiden Gebauden
festgesetzt.

Entlang der Valkenburger Stral3e sollen im Vorbereich vor den zu-
kinftigen Gebauden und in der 6stlichen Stellplatzanlage Baume ge-
pflanzt werden, um das Plangebiet in das griingepragte Erschei-
nungsbild einzubinden.

Inhalte der Planung
Begriindung planungsrechtlicher Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

Das Baugebiet wird als ,Allgemeines Wohngebiet' (WA) festgesetzt.
Diese Festsetzung entspricht der Festsetzung des bestehenden Be-
bauungsplanes und dient dem Ziel, die vorhandene Nutzungsart der
angrenzenden Umgebung innerhalb des Plangebietes fortzusetzen.
Die ausnahmsweise im Allgemeinen Wohngebiet zuldssigen Nut-
zungsarten ,Gartenbaubetriebe’ und ,Tankstellen® werden ausge-
schlossen, weil sie auf dem Grundstiick gestalterisch und funktional
nicht zu integrieren sind und dem angestrebten Gebietscharakter wi-
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dersprechen. Mégliche Stérungen durch diese Nutzungsarten wer-
den damit vorsorglich ausgeschlossen.

MaR der baulichen Nutzung

Zur Schaffung eines homogenen stadtebaulichen Erscheinungsbil-
des wird die dichtebestimmende Grundflachenzahl mit 0,4 als
Hochstmald festgesetzt. Damit entspricht die Festsetzung der GRZ
dem Wert angrenzender Bebauung und den Festsetzungen des be-
stehenden Bebauungsplanes. Eine zusatzliche Uberschreitung des
GRZ-Wertes gemal § 19 Abs. 4 BauNVO ist trotz der ebenerdigen
Stellplatzanlagen nicht erforderlich. Die geplanten Stellplatzanlagen
sind durch die 50 %ige Uberschreitungsméglichkeit hinreichend ab-
gedeckt. Bei einer eventuellen Parzellierung ist zu gewahrleisten,
dass die zuléassige Uberschreitung in jedem einzelnen Grundsttick fiir
die notwendige Anlage von Stellplatzen ausreicht.

Innerhalb des gesamten Plangebietes wird eine maximale Zweige-
schossigkeit festgesetzt. Im Gegensatz zum Bestandsplan wird diese
Geschossigkeit jedoch nicht als zwingender Wert normiert.

Zur Eingrenzung der Gebaudehdhen werden neben der maximalen
Zahl der Vollgeschosse die Trauf- und Firsthéhen und bei Flachda-
chern die Gebaudehdhen festgesetzt. Durch die Hohenbegrenzung
fugt sich das zukiinftige Wohngebiet in die Bestandsbebauung ein.
Die geplanten Gebaudehdhen im ndrdlichen Baufenster ermdglichen
die Errichtung eines zusatzlichen Nichtvollgeschosses. Technische
Aufbauten wie Solar-, Klima-, Aufzugs- und Empfangsanlagen diirfen
die Hoéhenbeschrankungen um maximal 2,00 m Uberschreiten.

Die festgesetzten Hohen beziehen sich auf Normalhdéhenull und be-
ricksichtigen die vorhandene Gelandehéhe, die der Planzeichnung
entnommen werden kann. Innerhalb der textlichen Festsetzungen
wird die Ermittlung der unterschiedlichen Hohen detailliert definiert.
Die festgesetzten Gebaudehdhen entsprechen somit einer tatsachli-
chen Hbhe von ca. 11,50 m.

Bauweise und liberbaubare Grundstiicksflachen

Gemal der angrenzenden Bebauung wird fir das Plangebiet eine
offene Bauweise festgesetzt. Dadurch wird eine aufgelockerte Bau-
weise und eine adaquate Durchgriinung sichergestellt.

Die Uberbaubaren Flachen entlang der Valkenburger Strale werden
in einem Baufenster mit nach Osten von 19 m auf 14 m abnehmender
Tiefe festgesetzt. Damit wird auf die geringe Tiefe des Plangebietes
im Ostteil reagiert.

Die tGberbaubaren Flachen werden in einem Abstand von 6,00 m zum
westlich angrenzenden Grundstiick angeordnet. Damit orientieren sie
sich an den Abstandsflachen der Baufenster des Bestandsplanes
und gewahrleisten einen angemessenen Abstand zu den angrenzen-
den Garten.

Nicht Uberdachte Terrassen dirfen die den Stral’enverkehrsflachen
abgewandten, hinteren Baugrenzen um bis zu 2,00 Uberschreiten.
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Durch die festgesetzten Baufenstertiefen wird einerseits eine ausrei-
chende Flexibilitat der zukinftigen Haustiefen garantiert, anderer-
seits ein harmonisches und geordnetes Erscheinungsbild im Sied-
lungszusammenhang sichergestellt.

Garagen und Stellplatze

Zur Unterstitzung der Durchgrinung und zur Gewahrleistung der
Wohnruhe sollen Garagen, Carports und Stellplatze in den rlickwar-
tigen Grundstlicksflachen ausgeschlossen werden. Garagen, Car-
ports und Stellplatze sind deswegen nur innerhalb der berbaubaren
Flachen zulassig. Stellplatze werden zusatzlich auf insgesamt vier
Flachen fir Stellplatze zugelassen, die unmittelbar von den angren-
zenden StralRenverkehrsflachen angefahren werden kénnen. Die
Ein- und Ausfahrten werden so beschrankt, dass die unmittelbare
Ausfahrt vom Stellplatz auf die angrenzende StralRenverkehrsflache
ausgeschlossen ist.

Die Zufahrt zur sudlichen Stellplatzanlage soll dort erstellt werden,
wo heute der unbefestigte Weg einmiindet.

In den textlichen Festsetzungen wird aufgrund der innerstadtischen
Lage ein Stellplatzschlissel von 1,5 unabhangig nutzbaren Stellplat-
zen oder Garagen pro Wohneinheit normiert.

Nebenanlagen

Fir Nebenanlagen werden zur Sicherstellung der Durchgrinung und
zur Vermeidung einer Ubermafigen Versiegelung Grolien festge-
setzt, ab der Nebenanlagen auflerhalb der Uberbaubaren Flachen
nicht zulassig sind. Die der Versorgung des Baugebietes dienenden
Nebenanlagen bleiben als Ausnahme zulassig.

Zusatzlich werden Nebenanlagen zwischen vorderer Baugrenze und
deren seitlichen Verlangerungen und der Strallenverkehrsflache, von
der aus das Gebaude erschlossen wird, mit Ausnahme von Zuwe-
gungen, Zufahrten, (Uberdachten) Fahrradstellplatzen und Flachen
fir Abfallbehalter ausgeschlossen. Damit soll eine Uberladung des
Stadtraumes ausgeschlossen werden.

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Um einer unnétigen Flachenversiegelung entgegenzuwirken und um
eine weitestgehende Durchgriinung zu ermdglichen, wird festgesetzt,
dass nicht Uberbaute Flachen der Baugrundsticke gartnerisch anzu-
legen, zu bepflanzen und zu erhalten sind. Davon ausgenommen
sind Zufahrten, Zuwegungen, Stellplatze und sonstige zulassige Ne-
benanlagen. Somit sind Stein-, Kies- oder Schotterflachen aul3erhalb
der vorgenannten Flachen nicht zulassig. Sie stehen dem Ziel einer
nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung entgegen, weil sie das
Stadtklima negativ beeinflussen und wichtigen Bodenfunktionen nicht
gerecht werden.

Rodungs- und Bodenarbeiten sind nur von September bis Februar zu
beginnen, damit der Schutz von Vogelbruten sichergestellt ist. Sofern
dies nicht mdglich ist, muss vor Beginn der Arbeiten eine Untersu-
chung zum Ausschluss laufender Vogelbruten stattfinden. Sollten
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dennoch Vogelbruten gefunden werden, sind zu ihrem Schutz die Ar-
beiten sofort zu unterbrechen und der Kreis Heinsberg als untere Na-
turschutzbehdrde sowie ein Fachmann zur Bergung zu verstandigen.
Um ein Uberleben zu ermdglichen, missen die Fundtiere ggf. ge-
pflegt und ausgewildert werden.

Bei der Beleuchtung der Baustelle muss - v.a. im Sommerhalbjahr -
auf helle (wei3e) Lampen mit hohem UV-Anteil verzichtet werden, da
sie Insekten anlocken und téten kdnnen und nachtaktive Wirbeltiere
(v.a. Eulen und Fledermause) abschrecken. V.a. eine weit reichende
horizontale Abstrahlung in Richtung benachbarter Gartenflachen und
Geholze ist zu vermeiden, denn Eulen und Fledermause nutzen mit
Sicherheit auch das Plangebiet und angrenzende Flachen als Jagd-
habitate. Aus den gleichen Griinden wird festgesetzt, dass die Ab-
strahlung der Beleuchtung von Hausern und aus Garten in Richtung
von Gehdlzen und Nachbargarten minimiert werden muss, beispiels-
weise durch eine nicht horizontale Abstrahlung, ggf. insektenfreund-
liche Spektralfarben, zeitliche und rdumliche Beschrankung der Be-
leuchtung auf den notwendigen Umfang.

Im Rahmen der VerkehrserschlieBung und Bebauung muissen Tier-
fallen wie Gullys entscharft und eine Fallwirkung von Schachten und
auch von Rohbauten ausgeschlossen werden, z.B. durch die Abde-
ckung mit feinen Gittern.

Im Plangebiet sind Glasfronten, die eine groRflachige Durchsicht
durch Gebaude ermdglichen und somit den Végeln das Durchfliegen
scheinbar erlauben, unzulassig. Darliber hinaus missen Scheiben,
die die umgebende Landschaft oder Gehdlze stark spiegeln, vermie-
den werden. Das gleiche gilt fur Glasflachen an Ecken. Glasflachen
von mehr als 3 m? Gréfe sind optisch zu unterteilen. Glasscheiben
stellen nachweislich eine grofRe Gefahr flir Vogel dar, da Végel diese
kaum wahrnehmen kdnnen und haufig daran verunfallen. Zur Ent-
scharfung dieser Gefahren gibt es Losungen wie transluzentes (licht-
durchlassiges, nicht klares) Glas und sichtbar bedruckte Scheiben.

Es wird verbindlich festgesetzt, dass an jedem Gebaude, das neu
errichtet wird, drei Lebensstatten (Hohlensteine oder Kasten) flir Vo-
gel oder Fledermause anzubringen sind, da diese Lebensstatten im
Siedlungsbereich durch Abbruche und Sanierungen regelmaRig in
groflder Zahl und meist ersatzlos verloren gehen.

Griinordnung

Zur Schaffung einer griingepragten Stral’enkante wird festgesetzt,
dass entlang der Valkenburger Stralle zwischen vorderer Gebaude-
flucht und StralRenverkehrsflache pro Wohngebaude zwei Laub-
baume und innerhalb der dstlichen Flache fir Stellplatze pro vier
Stellplatze ein Laubbaum zu pflanzen sind.

Begriindung bauordnungsrechtlicher Festsetzungen

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen dienen dem Ziel, Verun-
staltungen im stadtebaulichen MaRstab zu minimieren und ein homo-
genes Erscheinungsbild zu schaffen.

Als Dachformen werden in den slidlichen Baufenstern entsprechend
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der heutigen Bebauung Walmdacher mit einer Dachneigung von 30°-
45° zugelassen. Entlang der Valkenburger Stralle werden Flachda-
cher mit einer Dachneigung von 0° - 7° festgesetzt, um ein einheitli-
ches StralRenbild zu schaffen. Gleichzeitig wird damit eine Dachbe-
grunung ermoglicht, die nachweislich zur Ruckhaltung des Nieder-
schlagswassers und zur Verbesserung des Stadtklimas beitragt. Die
Dachbegrunung wird auf allen Flachdachern der Hauptgebaude, die
nicht als Dachterrassen genutzt werden, und auf Garagen und Car-
ports festgesetzt. Zur Dachbegriinung gehéren der Unterbau, das
Substrat mit einer Mindeststarke von 10 cm und die entsprechenden
Pflanzen. Lichtkuppeln, Glasdacher oder technische Aufbauten wer-
den bis zu einem Anteil von 20 % der jeweiligen Dachflache zugelas-
sen. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie werden generell ohne
Flachenbegrenzung zugelassen.

Die Breite aller Dachaufbauten darf in der Addition nicht mehr als die
Halfte der zugehoérigen Fassadenlange betragen. Damit soll verhin-
dert werden, dass die Dachaufbauten die Dachlandschaft GbermaRig
dominieren. Darlber hinaus sind Zwerchhauser aus dem gleichen
Grund nur zuldssig, wenn ihre Breite ein Drittel der zugehorigen Fas-
sadenlange nicht Uberschreitet.

Zur Reduzierung der Oberflachenversiegelung und zur Bewahrung
der Versickerungsfahigkeit wird festgesetzt, dass Stellplatze und de-
ren Zufahrten aus wasserdurchlassigen Materialien herzustellen
sind.

Zur Vereinheitlichung der Grundstlickseingrenzungen zu 6ffentlichen
Verkehrsflachen werden maximale Werte festgesetzt. Stralenseitige
Einfriedungen im Vorgartenbereich (Flache zwischen vorderer Bau-
grenze und ihren seitlichen Verlangerungen und der Stral’enver-
kehrsflache) sind aus Grinden der Verkehrssicherheit nur bis zu ei-
ner Hohe von 1,00 m zuldssig. Zur Komplettierung der Griinvernet-
zung durfen die Einfriedungen nur in Form von Hecken bzw. begrin-
ten Stabgitterzaunen angelegt werden. Bei einer Kombination von
Hecken und Zaunen mussen die Zaune hausseitig und die Hecken
strallenseitig angeordnet werden, damit ein griingepragtes Erschei-
nungsbild gewahrleistet bleibt.

Aus den gleichen Grinden sind generell nur Einfriedungen aus le-
benden Heckenpflanzungen oder als transparente in Hecken inte-
grierte Zaune zulassig.

Aulerdem sind aus Grinden der Durchgrinung und der Griinvernet-
zung Einfriedungen als bauliche Anlagen (Mauer, Betonsichtzaun) im
gesamten Plangebiet unzuldssig.

5. Umweltbelange

Im Rahmen der 14. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 19 im Ver-
fahren wird nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 13
Abs. 3 BauGB von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. Auch die Ein-
griffsregelung ist gemal § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht anzuwen-
den. Weitere Ausfiihrungen siehe im Kapitel ,1.3 Bebauungsplanver-
fahren®. Bei der Durchfuhrung eines beschleunigten Verfahrens ist
jedoch das notwendige Abwagungsmaterial gemallk § 2 Abs. 3
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5.1

BauGB zu ermitteln. Das Abwagungsmaterial ist somit Teil dieser Be-
grindung und wird folgend beschrieben.

Schutzgut Mensch, seine Gesundheit und die Bevolkerung ins-
gesamt

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch und seine Gesundheit
sind insbesondere Aspekte wie Erholung und Freizeit, LArmimmissi-
onen u. a. zu berucksichtigen. Grundsatzlich sind die Anforderungen
an gesundes Wohnen und Arbeiten zu erflllen.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden vom Ingenieur-
biro Dipl.-Ing- S. Kadansky-Sommer die Gerauschimmissionen
durch den Eisenbahn- und den StralRenverkehr untersucht (Alsdorf,
Nov. 2022). Fir die schalltechnische Untersuchung der auf das Plan-
gebiet einwirkenden Valkenburger Strale wurde eine Verkehrsdaten-
erhebung der Stadt Heinsberg aus dem Jahr 2021 zur Verfligung ge-
stellt. Demnach ist die Valkenburger Straflte mit einem Wert von DTV
2419 Kfz/24h belastet. Der Schwerlastverkehr betragt dabei lediglich
1 %. Seitens der Bahn wurden Angaben zur Belastung der DB-
Strecke Nr. 2542 fir den Prognosehorizont 2030 im Abschnitt Heins-
berg-Lindern zur Verfligung gestellt.

Die schallimmissionstechnische Untersuchung kommt zu dem Ergeb-
nis, dass das Plangebiet entsprechend der im Rechtsplan dargestell-
ten Beiplane tags und nachts im Nahbereich zur Valkenburger Stralle
im Larmpegelbereich IV und nahezu flachendeckend im Larmpegel-
bereich Il liegt. Entsprechend sind die Anforderungen gemaf LPB I
und LPB |V der DIN 4109 zu erfullen.

Bei einem Emissionspegel oberhalb von 45 dB(A) nachts sind flr
Schlafraume schallgedammte Liftungseinrichtungen bzw. fensterun-
abhangige Liftungssysteme zu installieren. Gemaf Gutachter sollte
auf AuRenwohnbereiche wie offene Balkone, Loggien etc. bei Uber-
schreitungen der Orientierungswerte zur Tagzeit verzichtet werden.
Diese sollten im Zuge der architektonischen Selbsthilfe méglichst auf
den larmabgewandten Gebdudeseiten angeordnet werden.

Ausnahmen von diesen Festsetzungen kénnen zugelassen werden,
wenn im Baugenehmigungsverfahren durch einen anerkannten
Sachverstandigen nachgewiesen wird, dass abweichende Schall-
dammmale fir AuRenbauteile angesetzt werden konnen.

Daruber hinaus wird darauf hingewiesen, dass gemaf Technische
Anleitung zum Schutz gegen Larm vom 26. August 1998 (TA Larm)
bei einem Betrieb von haustechnischen Anlagen (z.B. Klimageréate,
Abluftfihrungen, Warmepumpen) in der Summe die gebietsabhangi-
gen Immissionsrichtwerte fir Larm an betroffenen fremden Wohnrau-
men einzuhalten sind.

Der Immissionsanteil aus einer einzelnen technischen Anlage kann
schalltechnisch unbedenklich eingestuft werden, wenn die gebietsab-
hangigen Immissionsrichtwerte um mindestens 6 dB (A) nach Ziffer
3.2.1 der TA Larm unterschritten werden.

Die Herstellung der fehlenden Raumkante entlang der Valkenburger

Stral’e weist gegentber der sudlich gelegenen Bestandsbebauung
Schallschutzfunktionen auf, da die Bestandsbebauung gegeniber
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5.2

den Schallimmissionen der Valkenburger StralRe abgeschirmt wird.

Sonstige Erkenntnisse Uber Altlasten, die Gefahrdungspotenziale flr
die menschliche Gesundheit darstellen, liegen nicht vor. Aufgrund der
Tatsache, dass das Grundstiick bereits bebaut ist und die Gartenfla-
chen auf Ubliche Weise genutzt werden, kann eine Belastung durch
Altlasten ausgeschlossen werden.

Schutzguter Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt

Auf der Grundlage des Bundesnaturschutzgesetzes sind Tiere und
Pflanzen als Bestandteile des Naturhaushaltes in ihrer natirlichen
und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schitzen, zu pflegen
und zu entwickeln.

Der Siedlungsbereich hat als Lebensraum fir Pflanzen und Tiere in
den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Mit dem starken Rlck-
gang der Arten in den landwirtschaftlichen Nutzflachen geht eine
deutliche Zunahme der Arten im Siedlungsbereich einher, insbeson-
dere wenn Ersatzlebensraume in naturnahen Griinbereichen vorhan-
den sind. Allerdings findet nur ein Teil der Arten der landwirtschaftli-
chen Flachen passende Habitate in Dorf und Stadt. Die Artenvielfalt
der Siedlungsbereiche ergibt sich aus individuellen Stadtortbedin-
gungen und Sonderstandorten. Auch im Siedlungsbereich gibt es
(wie in der freien Landschaft) je nach Ausstattung Bereiche mit hoher
und niedriger Artenvielfalt.

Der bis zum Fruhjahr 2021 vorhandene Baumbestand wurde vorran-
gig durch vier groRe Fichten dominiert. Auffallend waren weiterhin
zwei mittelstarke Birken und ein Kirschbaum am 6stlichen Rand des
Plangebietes. Es kann davon ausgegangen werden, dass die geholz-
reichen und gartenahnlichen Strukturen im Plangebiet als Refugium,
z.B. fur gehdlzbewohnende Tierarten, gut geeignet gewesen sind.
Die Gehdlze wurden unter Einbeziehung eines Artenschutzbeauf-
tragten gerodet.

Die im Bebauungsplan normierten Pflanzbindungen schaffen neue
Geholzstrukturen, die neue Lebensraume flr Tiere und Pflanzen er-
zeugen.

Zur weiteren Beurteilung des Schutzgutes Tier wurde vom Blro M.
Straube, Wegberg, November 2022 die Artenschutzprifung Stufe |
vorlegt.

Die Artenschutzprifung kommt zu dem Ergebnis, dass keine ge-
schutzten Lebensstatten planungsrelevanter Arten im Bereich des
Bebauungsplanes vorkommen. Essentielle Nahrungshabitate kon-
nen ausgeschlossen werden. Bei Beachtung bestimmter Vermei-
dungsmalnahmen bei der Umsetzung des Bebauungsplanes kon-
nen Verstéle gegen die artenschutzrechtlichen Verbote mit grof3er
Sicherheit ausgeschlossen werden. Daruber hinaus kdnnen Belange
des Artenschutzes durch freiwillige Malnahmen unterstitzt werden.
Es handelt sich um folgende Mal3nahmen:

12
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M 1: Bauzeitenregelung zum Schutz von Végeln vor Tétungen
und vor Stérungen zu Fortpflanzungszeit

Zum Schutz von Vogelbruten dirfen Rodungs- und Bodenarbeiten
nur von September bis Februar begonnen werden. Sofern dies nicht
madglich ist, muss vor Beginn der Arbeiten eine Untersuchung zum
Ausschluss laufender Vogelbruten stattfinden.

M 2: Schutz gefundener Vogelbruten

Im Falle des unerwarteten Fundes von Vogelbruten sind die Arbeiten
sofort zu unterbrechen. Es sind der Kreis Heinsberg (Untere Natur-
schutzbehoérde) und zur Bergung ein Fachmann zu verstandigen.
Ggf. mussen verletzte Tiere gepflegt und ausgewildert werden.

M 3: Beleuchtung der Baustellen

Bei der Beleuchtung der Baustelle muss - v.a. im Sommerhalbjahr -
auf helle (weilRe) Lampen mit hohem UV-Anteil verzichtet werden, da
sie Insekten anlocken und téten kdnnen und nachtaktive Wirbeltiere
(v.a. Eulen und Fledermause) abschrecken. V.a. eine weit reichende
horizontale Abstrahlung in Richtung benachbarter Gartenflachen und
Geholze ist zu vermeiden. Eulen und Fledermause nutzen mit Sicher-
heit auch das Plangebiet und angrenzende Flachen als Jagdhabitate.

M 4: MaBnahmen im Rahmen der Neubauten

Im Rahmen der VerkehrserschlieBung und Bebauung muissen Tier-
fallen wie Gullys entscharft und eine Fallenwirkung von anderen
Schachten, aber auch von Rohbauten (Einflug von Fledermausen)
ausgeschlossen werden. Es wird empfohlen, Schachte mit feinen Git-
tern abzudecken, um eine Fallenwirkung zu vermeiden. Bei grolien
Glasfronten ist der Vogelschutz zu beachten (vgl. STEIOF 2018), da
Vogel Glasscheiben kaum wahrnehmen kénnen und haufig daran
verunfallen. Besonders hoch ist die Gefahr in und angrenzend an vo-
gelreiche Gebiete und am Rand der Bebauung zur offenen Land-
schaft, wo Végel, etwa jagende Sperber, mit hoher Geschwindigkeit
in bebaute Flachen einfliegen. Daher darf keine grofflachige Durch-
sicht durch Gebaude mdoglich sein, die den Vogeln das Durchfliegen
scheinbar erlaubt. Stark die umgebende Landschaft oder Gehdlze
vor den Fassaden spiegelnde Scheiben sollten vermieden werden,
ebenso Glasflachen an Ecken (ebd.). Glasflachen von mehr als 3 m?
Grole sind optisch zu unterteilen. Zur Entscharfung der Gefahren
von Glasscheiben gibt es Losungen wie transluzentes (lichtdurchlas-
siges, nicht klares) Glas und sichtbar bedruckte Scheiben. UV-
Markierungen haben sich dagegen nicht bewahrt (ebd.). Entspre-
chendes gilt auch fir andere Glasflachen wie etwa Windschutz- oder
Larmschutz-Verglasungen auflerhalb von Gebauden und frei ste-
hende Glaswande.

Wie bei der Beleuchtung der Baustellen muss die Abstrahlung der
Beleuchtung von Hausern und aus Garten in Richtung von Gehdlzen
und Nachbargarten minimiert werden (keine horizontale Abstrahlung,
ggf. insektenfreundliche Spektralfarben, zeitliche und raumliche Be-
schrankung der Beleuchtung auf den notwendigen Umfang).

13



Stadt Heinsberg Bebauungsplan Nr. 19 ,In der Herrenheide', 14. And. Begriindung

5.3

M 5: Einbau von Nisthilfen

Abweichend zur Artenschutzprifung wird im Bebauungsplan verbind-
lich festgesetzt, dass an Neubauten Lebensstatten fir Végel oder
Fledermause herzurichten sind (Hohlensteine oder Kasten fur Halb-
hohlen- und Hoéhlenbriter und Fledermause), welche im Siedlungs-
bereich durch Abbriche und Sanierungen regelmafdig in grof3er Zahl
und meist ersatzlos verloren gehen.

Uber die Artenschutzprifung der Stufe 1 hinaus besteht kein Unter-
suchungsbedarf.

Schutzgiiter Flache, Boden und Wasser

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen sind gemaf § 1 Abs. 6 Nr.
1 und Nr. 7 BauGB die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohnverhaltnisse, die Sicherheit der Wohnbevélkerung sowie die
Belange des Bodens zu bericksichtigen. Es ist zu prifen, ob ge-
sunde Wohnverhaltnisse auf Dauer im Plangebiet gewahrleistet wer-
den kdnnen. Zusatzlich ist gemal § 1a Abs. 2 BauGB mit Grund und
Boden sparsam umzugehen. Die Siedlungsentwicklung soll vorrangig
durch MalRnahmen der Innenentwicklung erfolgen.

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich der Stadt Heinsberg in
einem Auengebiet. Gemall Bodenkarte des Geologischen Dienstes
NRW zeichnen sich die Béden des Plangebietes durch Gleye ohne
Staunasse aus. Der Boden besteht vorrangig aus schluffig-tonigem
Lehm mit einer sehr hohen Verdichtungsempfindlichkeit. Aufgrund
dieser Bodenverhaltnisse ist eine Versickerung ausgeschlossen, da
kein Stauraum verfugbar ist. Die Grundwasserstufe wird mit Stufe 3 -
tief (8 — 13 dm) bewertet. Aufgrund der fir Gleye typischen Verdich-
tung wird der Boden als grundnass mit einer hohen Gesamiffilterfa-
higkeit bewertet. Gleybdden leisten einen groRen Beitrag zur Grund-
wasserneubildung.

Es wird darauf hingewiesen, dass der natiirliche Grundwasserspiegel
nahe der Geléndeoberfléche ansteht. Der Grundwasserstand kann
vortiibergehend durch kiinstliche oder natlirliche Einfllisse, im vorlie-
genden Bebauungsplan durch Grundwasserabsenkungen in Folge
von Sitmpfungsmallnahmen des Braunkohlenbergbaus, verdndert
sein. Bei einem spéteren Grundwasserwiederanstieg kénnen Boden-
bewegungen méglich sein. Diese kbénnen bei bestimmten geologi-
schen Situationen zu Schaden an der Tagesoberfldche fiihren. Die
Anderungen der Grundwasserflurabsténde sowie die Méglichkeit von
Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Beriicksich-
tigung finden. Aul3erdem ist der Grundwasserwiederanstieg auf das
nattrliche Niveau bei Abdichtungsmallnahmen zu beriicksichtigen.
Hier sind die Vorschriften der DIN 18195 "Abdichtung von Bauwer-
ken", der DIN 18533 "Abdichtung von erdberihrten Bauteilen und
gegebenenfalls der DIN 18535 “Abdichtung von Behéltern und Be-
cken" zu beachten.

Der gesunde Boden ist ahnlich wie die Medien Luft und Wasser eine
Lebensgrundlage des héheren pflanzlichen, tierischen und mensch-
lichen Lebens und geniel3t daher den besonderen Schutz des Ge-
setzgebers (z.B. § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG).
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Die Ausweisung weiterer Uberbaubarer Fldchen erzeugt eine zusatz-
liche Versiegelung, wodurch im Bereich der kiinftigen Gebaude der
Boden als ,lebendes’ Substrat verloren geht. AuRerdem wird der Bo-
den als Speicher, Filter und Puffer von Niederschlagswasser einge-
schrankt.

Die Ausweisung weiterer Bauflachen ist eine Nachverdichtung des
bestehenden Siedlungsraumes und ist daher eine Malnahme der In-
nenentwicklung. Durch die Innenentwicklung werden Okologisch
hochwertige Aufienbereichsflachen vor der Neuinanspruchnahme
und somit vor einer Versiegelung geschutzt.

Die Festsetzung, dass nicht Uberbaute Grundstiicksflachen gartne-
risch anzulegen und zu bepflanzen sind und dass Stein-, Kies oder
Schotterflachen auf diesen Flachen mit Ausnahmen unzulassig sind,
reduziert die Versiegelung auf das Nétigste und fordert eine Vermei-
dung bzw. eine Verringerung der beschriebenen negativen Auswir-
kungen. Zusatzlich mussen alle Stellplatze und Zufahrten aus was-
serdurchlassigen Materialien hergestellt werden.

Daruber hinaus wird ein Hinweis in die textlichen Festsetzungen auf-
genommen, dass der belebte Oberboden vor Beginn der Baumal}-
nahmen unter Einhaltung der DIN 18915 sicherzustellen und nach
Méglichkeit fir die Anlage spaterer Vegetationsflachen wiederzuver-
wenden ist.

Die Festsetzung, dass alle Flachdacher der Hauptgebaude, die nicht
als Dachterrasse genutzt werden, und Garagen und Carports exten-
siv zu begrinen sind, vermindert zusatzlich den Versiegelungsgrad
im Plangebiet.

Gemal § 44 Landeswassergesetz ist das Niederschlagswasser von
Grundsticken, die erstmals bebaut werden, vor Ort zu versickern o-
der ortsnah in ein Gewasser einzuleiten. Da das Grundstuck bereits
als bebaut gilt, ist das Gesetz im vorliegenden Fall nicht anzuwenden.
Ohnehin ware eine Versickerung aufgrund der Bodenverhaltnisse
nicht moglich. Eine Einleitung in ein bestehendes Gewasser ist unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht zumutbar. Deshalb soll das
Niederschlagswasser in den vorhandenen Kanal der Valkenburger
Stralle eingeleitet werden. Im Rahmen der Entwésserungsplanung
ist zu priifen, ob dafiir ein Staukanal erforderlich ist. Das unbelastete
Niederschlagswasser kann in Zisternen gesammelt und dem Brauch-
wasserkreislauf zugeftihrt werden. Um ein Uberlaufen der Zisternen
zu vermeiden, ist ein Notiiberlauf in das Kanalnetz vorzusehen.

Des Weiteren sind wegen der vorliegenden Bodenverhéltnisse bei
der Bauwerksgriindung ggf. besondere bauliche Mal3hahmen, insbe-
sondere im Griindungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvor-
schriften des Eurocode 7 ,Geotechnik® DIN EN 1997-1 mit nationa-
lem Anhang, die Normblétter der DIN 1054 "Baugrund - Sicherheits-
nachweise im Erd- und Grundbau - Ergédnzende Regelungen”, und
der DIN 18 196 "Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation fiir bautech-
nische Zwecke" mit der Tabelle 4, die organische und organogene
Béden als Baugrund ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmungen
der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.
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5.4

Gemdél3 Starkregengefahrenkarte der Stadt Heinsberg, Stand April
2022 kénnen ca. 15 % des Plangebietes bei einem extremen Regen-
ereignis bis 50 cm Hbhe liberschwemmt werden.

Um die zukiinftigen Gebaude auch bei einem extremen Regenereig-
nis gegen Uberschwemmung zu schiitzen, wird empfohlen, die Ober-
kante Fertigfullboden des Erdgeschosses mind. 60 cm liber dem
heutigen Gelénde zu realisieren. Zutritts- und sonstige Offnungen
sollten gegen Uberflutung gesichert werden.

Schutzgiiter Luft und Klima

Die Aufstellung von Bebauungsplanen soll gemal § 1 Abs. 5 BauGB
eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung gewahrleisten, bei der
insbesondere der Klimaschutz und die Klimaanpassung geférdert
wird.

Die hohen Windgeschwindigkeiten in der weitgehend waldlosen
Léssborde fuhren zu einem guten Luftaustausch, der im Siedlungs-
bereich jedoch durch das Abbremsen des Windes gemindert wird.
Hier heizen sich zudem warmespeichernde Materialien (Asphalt, Zie-
gel, Beton) tagsiber besonders stark auf und trocknen die Luft aus.
Grinstrukturen an Hauswanden, Dachern, Gehwegen oder Stellplat-
zen konnen deutliche Verbesserungen bringen. Baume und andere
Geholze verstarken den Effekt. Gleichzeitig werden Staub und an-
dere Luftschadstoffe gebunden. Im bebauten Bereich wirkt sich daher
eine gute Durchgrinung positiv auf das lokale Klima aus.

Eine lockere Bebauung mit Garten fihrt meist zu einem typischen
Stadtklima, das zwar Stadtklimaeffekte zeigt, i. allg. aber durch aus-
reichende Ventilation, Auskihlung wahrend der Nacht und durch ge-
ringe Luftverunreinigungen gekennzeichnet ist. Dies ist fir den Un-
tersuchungsbereich aufgrund seiner offenen Bauweise anzunehmen.
Um ein Durchgrinung sicherzustellen, wird festgesetzt, dass im Be-
reich der Valkenburger Stralle vor jedem Gebaude zwei Baume und
innerhalb der 6stlichen Stellplatzflache pro vier Stellplatze ein Baum
zu pflanzen sind.

Daruber hinaus sind nicht Uberbaubare Grundstickflachen gartne-
risch anzulegen und zu bepflanzen. Stein-, Kies- oder Schotterfla-
chen sind mit Ausnahmen unzuldssig. Der Ausschluss dieser Ober-
flachengestaltung beugt einem zusatzlichen Aufheizen des Mikrokli-
mas vor. Auch die Festsetzung von extensiver Dachbegriinung ver-
meidet eine zusatzliche Aufheizung.

Neben den Effekten auf das lokale Klima hilft eine gute Durchgriinung
bei der Klimafolgenanpassung, da Pflanzen und die dazugehérigen
unversiegelten Boden nachweislich Niederschlagswasser zurtckhal-
ten und somit Abflussspitzen reduzieren.

Hinsichtlich des globalen Klimaschutzes muss im Wesentlichen der
Energie- und Ressourcenverbrauch gesenkt und der Anteil an klima-
freundlichen Energietragern gesteigert werden. Aus diesem Grund
werden Solar- und Photovoltaikanlagen zugelassen. Die Einhaltung
von Energieeffizienzstandards ist Teil des Baugenehmigungsverfah-
rens und entzieht sich den Festsetzungsmdglichkeiten des Bebau-
ungsplanes, sind aber wiinschenswert.
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5.5

Schutzgiiter Kultur und sonstige Sachgiiter

Bodendenkmaler sind im Untersuchungsgebiet nicht bekannt. Den-
noch wird innerhalb der textlichen Festsetzungen darauf hingewie-
sen, dass bei Bodenbewegungen auftretende archaologische Boden-
funde oder Befunde als Zeugnisse pflanzlichen Lebens aus erdge-
schichtlicher Zeit gemal § 2 Abs. 5 Denkmalschutzgesetz (DSchG)
dem Rheinischen Amt fir Bodendenkmalpflege unverziglich zu mel-
den sind.

Die Bestandsbebauung im Plangebiet besteht aus zwei Gebauden in
Ziegelbauweise aus der ersten Halfte des 20. Jahrhunderts. Die Ge-
baude werden als erhaltenswert eingestuft. Ihre Erhaltung und Mo-
dernisierung werden durch den Bebauungsplan ermdglicht.

Sonstige Hinweise

Das Plangebiet liegt in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse
S gemal der ,Karte der Erdbebenzone und geologischen Unter-
grundklassen des Bundeslandes NRW’, Juni 2006 zur DIN 4149.

Auftretende archaologische Bodenfunde oder Zeugnisse tierischen
und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind gemar dem
Gesetz zum Schutz und der Pflege der Denkmaler der Stadt als Un-
tere Denkmalbehdrde oder dem Rheinischen Amt fur Bodendenkmal-
pflege unverziglich zu melden.

Es wird des Weiteren darauf hingewiesen, dass das anfallende nicht
belastete Niederschlagswasser in Zisternen gesammelt und dem
Brauchwasserkreislauf zugefuhrt werden kann.

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unter-
lagen liefern Hinweise auf vermehrte Bombenabwdirfe im gesamten
Plangebiet. Es wird eine Uberpriifung der zu iiberbauenden Fldche
auf Kampfmittel empfohlen. Sofern es nach 1945 Aufschiittungen ge-
geben hat, sind diese bis auf das Geléndeniveau von 1945 abzu-
schieben. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belas-
tungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen, Verbauarbeiten etc.
wird zusétzlich eine Bohrlochdetektion empfohlen. Der Leitfaden des
Kampfmittelbeseitigungsdienstes ist zu beachten.

Bodenordnung

Das Plangebiet befindet sich im Besitz des Vorhabentragers, weswe-
gen bodenordnende Malihahmen nicht erforderlich sind.

Kosten

Die Kosten flir das Planverfahren und fir die Realisierung des Bau-
vorhabens tragt der Vorhabentrager. Seitens der Stadt entstehen
keine Kosten flr die verwaltungsseitige Begleitung des Planverfah-
rens.
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Stadt Heinsberg Bebauungsplan Nr. 19 ,In der Herrenheide', 14. And. Begriindung

9. Flachenbilanz
Plangebiet 5.989 m?
Bruttobauland (100 %) 5.989 m?
¢ Nettobauland (100 %) 5.989 m?

18



	BEGRÜNDUNG

